Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2744 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. März 1968 

II/l —68070 — 5333/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats zur Bestimmung der Voraus- 
setzungen für die Anwendung von Schutzmaßnahmen auf 
dem Sektor Getreide 

eine Verordnung des Rats zur Bestimmung der Voraus- 
setzungen für die Anwendung von Schutzmaßnahmen auf 
dem Sektor Reis 

eine Verordnung des Rates zur Bestimmung der Voraus- 
setzungen für die Anwendung von Schutzmaßnahmen auf 
dem Sektor Schweinefleisch 

eine Verordnung des Rats zur Bestimmung der Voraus- 
setzungen für die Anwendung von Schutzmaßnahmen auf 
dem Sektor Eier 

eine Verordnung des Rats zur Bestimmung der Voraus- 
setzungen für die Anwendung von Schutzmaßnahmen auf 
dem Sektor Geflügelfleisch 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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eine Verordnung des Rats zur Bestimmung der Voraus- 
setzungen für die Anwendung von Schutzmaßnahmen auf 
dem Sektor Fette 

eine Verordnung des Rats zur Bestimmung der Voraus- 
setzungen für die Anwendung von Schutzmaßnahmen auf 
dem Sektor Obst und Gemüse. 


Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 11. März 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Drucksache V/2744 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Bestimmung der Voraussetzungen für die Anwendung von 
Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Getreide 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rats vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide 1 ), insbesondere auf 
Artikel 20 Absatz (1), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 120/67/EWG sieht in Arti- 
kel 20 Absatz (1) die Möglichkeit vor, geeignete 
Maßnahmen zu treffen, wenn der Markt der Ge- 
meinschaft für eines oder mehrere der in ihrem 
Artikel 1 genannten Erzeugnisse aufgrund von Ein- 
fuhren oder Ausfuhren ernstlichen Störungen aus- 
gesetzt oder von ernstlichen Störungen bedroht ist, 
die die Ziele des Artikels 39 des Vertrages gefähr- 
den könnten. Diese Maßnahmen beziehen sich auf 
den Handel mit dritten Ländern; sie werden nicht 
mehr angewandt, sobald die tatsächliche oder die 
drohende Störung aufhört. 

Es ist Aufgabe des Rats, die Durchführungs- 
bestimmungen zu dem vorgenannten Artikel 20 Ab- 
satz (1) sowie die Fälle und Grenzen zu bestimmen, 
innerhalb deren die Mitgliedstaaten vorläufige Maß- 
nahmen treffen können. 

Es empfiehlt sich infolgedessen, die Haupt- 
gesichtspunkte zu bestimmen, die es ermöglichen zu 
beurteilen, ob der Markt der Gemeinschaft ernstlich 
gestört oder von einer ernstlichen Störung bedroht 
wird. 

Da die Anwendung der Schutzmaßnahmen vom 
Einfluß abhängt, der vom Handel mit dritten Län- 
dern auf dem Markt der Gemeinschaft ausgeht, ist 
es notwendig, die Lage auf diesem Markt unter 
Berücksichtigung der Gesichtspunkte zu beurteilen, 
die sich auf die Entwicklung dieses Handels be- 
ziehen, zusätzlich zu den Gesichtspunkten, die dem 
Markt selbst eignen. 

Es ist angezeigt, die Maßnahmen zu bestimmen, 
die in Anwendung des Artikels 20 der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG getroffen werden können. Diese 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, Seite 2269/67 


Maßnahmen müssen so beschaffen sein, daß den 
ernstlichen Marktstörungen entgegengetreten wird 
und daß die Drohung solcher Störungen beseitigt 
wird. Sie müssen den Umständen entsprechend ab- 
gestimmt werden können, um zu vermeiden, daß sie 
andere als gewünschte Wirkungen haben. 

Wenn der Markt eines Mitgliedstaates infolge 
einer auf die vorstehenden Gesichtspunkte gegrün- 
deten Beurteilung die Voraussetzungen des Arti- 
kels 20 der Verordnung Nr. 120/67/EWG erfüllt, 
muß die Anwendung dieses Artikels durch diesen 
Staat begrenzt werden. Die Maßnahmen, die in 
diesen Fällen getroffen werden können, müssen so 
beschaffen sein, daß sie eine weitere Verschlech- 
terung der Marktlage verhindern. Sie müssen je- 
doch vorläufiger Art sein. Diese vorläufige Art der 
einzelstaatlichen Maßnahmen rechtfertigt ihre An- 
wendung nur während eines Zeitraumes, der der 
Frist gleich ist, innerhalb der die Kommission zu 
entscheiden aufgerufen ist. 

Es ist Aufgabe der Kommission, über die im An- 
schluß an den Antrag eines Mitgliedstaates zu tref- 
fenden gemeinschaftlichen Schutzmaßnahmen binnen 
einer Frist von 24 Stunden nach Eingang dieses An- 
trags zu entscheiden. Damit die Kommission in der 
Lage ist, die Marktlage bestmöglich zu beurteilen, 
ist es notwendig, Bestimmungen vorzusehen, die 
gewährleisten, daß die Kommission frühestmöglich 
von der Tatsache unterrichtet wird, daß ein Mit- 
gliedstaat vorläufige Maßnahmen anwendet. Es ist 
daher angebracht, daß sie der Kommission zu noti- 
fizieren sind, sobald sie beschlossen sind und daß 
diese Notifizierung als Antrag im Sinne des Arti- 
kels 20 Absatz (2) der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
gilt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 20 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG genannte Lage 
aufgrund von Einfuhren mit Herkunft aus dritten 
Ländern eintritt, werden insbesondere berücksich- 
tigt: 

— die verfügbaren Mengen an Erzeugnissen auf 
dem Markt der Gemeinschaft; 

— die Mengen an Erzeugnissen, für die Interven- 
tionsmaßnahmen getroffen werden, oder für die 
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die Gefahr besteht, daß Interventionsmaßnahmen 
getroffen werden müssen; 

— die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen oder ihre voraussichtliche Ent- 
wicklung; 

— Erzeugnismengen, für die Einfuhrlizenzen aus- 
gestellt oder beantragt worden sind. 

2. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 20 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG genannte Lage 
aufgrund von Ausfuhren nach dritten Ländern ein- 
tritt, werden insbesondere berücksichtigt: 

— die verfügbaren Mengen an Erzeugnissen auf 
dem Markt der Gemeinschaft; 

— die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen oder ihre voraussichtliche Ent- 
wicklung, insbesondere ihre Tendenz zu einer 
überhöhten Kurssteigerung; 

— * Erzeugnismengen, für die Ausfuhrlizenzen aus- 
gestellt oder beantragt worden sind. 


Artikel 2 

Die Maßnahmen, die getroffen werden können, 
wenn die im Artikel 20 Absatz (1) der Verord- 
nung Nr. 120/67/EWG genannte Lage eintritt, sind: 

a) völlige oder teilweise Einstellung der Voraus- 
festsetzung der Abschöpfungen oder Erstattun- 
gen, gegebenenfalls verbunden mit der Ableh- 
nung der Anträge; 

b) völlige oder teilweise Einstellung der Erteilung 
von Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen, gegebenen- 
falls verbunden mit der Ablehnung der Anträge. 

Diese Maßnahmen können nur für Erzeugnisse 
aus oder nach dritten Ländern getroffen werden; 
sie können auf bestimmte Herkünfte, Ursprünge, 
Bestimmungen, Qualitäten und Aufmachungen be- 
schränkt werden. Im übrigen können sie auf den 
Handel eines Mitgliedstaates mit dritten Ländern 
beschränkt werden, soweit sie eine Zurückweisung 
der Anträge auf Lizenzerteilung und Vorausfest- 
setzung enthalten mit Rücksicht auf welche dieser 
Mitgliedstaat die in Artikel 3 vorgesehenen vor- 
läufigen Maßnahmen ergriffen hatte. Sie werden 


aufgehoben, sobald die in Artikel 20 Absatz (1) der 
Verordnung Nr. 120 67 EWG genannte Lage nicht 
mehr gegeben ist. 


Artikel 3 

Ein Mitgliedstaat kann eine oder mehrere vor- 
läufige Maßnahmen treffen, wenn er infolge einer 
Beurteilung, die sich auf diejenigen der in Artikel 1 
genannten Gesichtspunkte gründet, die ihm bekannt 
sind, der Ansicht ist, daß die in Artikel 20 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 120/67/ EWG genannte Lage auf 
seinem Hoheitsgebiet eintritt. 

Die Maßnahmen, die ein Mitgliedstaat auf diese 
Weise vorläufig treffen kann, sind: 

a) völlige oder teilweise Einstellung der Voraus- 
festsetzung der Abschöpfungen oder Erstattun- 
gen; 

b) völlige oder teilweise Einstellung der Ausstel- 
lung von Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen. 

Diese Maßnahmen können nur für Erzeugnisse 
aus oder nach dritten Ländern getroffen werden; 
sie können auf bestimmte Herkünfte, Ursprünge, 
Bestimmungen, Qualitäten und Aufmachungen be- 
schränkt werden. 

Diese Maßnahmen ziehen die Ablehnung der An- 
träge nur nach sich, wenn dies so in Anwendung des 
Artikels 20 Absätze (2) oder (3) der Verordnung Nr. 
120/67/EWG beschlossen wird. 

Die vorläufigen Maßnahmen gelten höchstens 24 
Stunden. Sie werden der Kommission fernschriftlich 
notifiziert, sobald sie beschlossen sind. Diese Noti- 
fizierung gilt als Antrag im Sinne des Artikels 20 
Absatz (2) der Verordnung Nr. 120/67/EWG. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
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Drucksache V/ 2744 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Bestimmung der Voraussetzungen für die Anwendung von 
Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Reis 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rats vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis 1 ), insbesondere auf Artikel 22 
Absatz (1), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Verordnung Nr. 359 67/EWG sieht in Artikel 
22 Absatz (1) die Möglichkeit vor, geeignete Maß- 
nahmen zu treffen, wenn der Markt der Gemein- 
schaft für eines oder mehrere der in ihrem Artikel 1 
genannten Erzeugnisse aufgrund von Einfuhren oder 
Ausfuhren ernstlichen Störungen ausgesetzt oder 
von ernstlichen Störungen bedroht ist, die die Ziele 
des Artikels 39 des Vertrages gefährden könnten. 
Diese Maßnahmen beziehen sich auf den Handel 
mit dritten Ländern; sie werden nicht mehr ange- 
wandt, sobald die tatsächliche oder die drohende 
Störung aufhört. 

Es ist Aufgabe des Rats, die Durchführungsbestim- j 
mungen zu dem vorgenannten Artikel 22 Absatz (1) j 
sowie die Fälle und Grenzen zu bestimmen, inner- I 
halb deren die Mitgliedstaaten vorläufige Maß- j 
nahmen treffen können. j 

Es empfiehlt sich infolgedessen, die Hauptgesichts- 
punkte zu bestimmen, die es ermöglichen zu beur- 
teilen, ob der Markt der Gemeinschaft ernstlich ge- 
stört oder von einer ernstlichen Störung bedroht 
wird. 

Da die Anwendung der Schutzmaßnahmen vom 
Einfluß abhängt, der vom Handel mit dritten Län- 
dern auf dem Markt der Gemeinschaft ausgeht, ist 
es notwendig, die Lage auf diesem Markt unter Be- 
rücksichtigung der Gesichtspunkte zu beurteilen, die 
sich auf die Entwicklung dieses Handels beziehen, 
zusätzlich zu den Gesichtspunkten, die dem Markt 
selbst eignen. 

Es ist angezeigt, die Maßnahmen zu bestimmen, 
die in Anwendung des Artikels 22 der Verordnung 
Nr. 359/67/EWG getroffen werden können. Diese 

J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 

vom 31. Juli 1967, S. 174 / 1 


Maßnahmen müssen so beschaffen sein, daß den 
ernstlichen Marktstörungen entgegengetreten wird 
und daß die Drohung solcher Störungen beseitigt 
wird. Sie müssen den Umständen entsprechend ab- 
gestimmt werden können, um zu vermeiden, daß sie 
andere als gewünschte Wirkungen haben. 

Wenn der Markt eines Mitgliedstaates infolge 
einer auf die vorstehenden Gesichtspunkte gegrün- 
deten Beurteilung die Voraussetzungen des Artikels 
22 der Verordnung Nr. 359/67/EWG erfüllt, muß 
die Anwendung dieses Artikels durch diesen Staat 
begrenzt werden. Die Maßnahmen, die in diesen 
Fällen getroffen werden können, müssen so be- 
schaffen sein, daß sie eine weitere Verschlechterung 
der Marktlage verhindern. Sie müssen jedoch vor- 
läufiger Art sein. Diese vorläufige Art der einzel- 
staatlichen Maßnahmen rechtfertigt ihre Anwen- 
dung nur während eines Zeitraumes, der der Frist 
gleich ist, innerhalb der die Kommission zu ent- 
scheiden aufgerufen ist, 

Es ist Aufgabe der Kommission, über die im An- 
schluß an den Antrag eines Mitgliedstaates zu tref- 
fenden gemeinschaftlichen Schutzmaßnahmen binnen 
einer Frist von 24 Stunden nach Eingang dieses An- 
trags zu entscheiden. Damit die Kommission in der 
Lage ist, die Marktlage bestmöglich zu beurteilen, 
ist es notwendig, Bestimmungen vorzusehen, die 
gewährleisten, daß die Kommission frühestmöglich 
von der Tatsache unterrichtet wird, daß ein Mit- 
gliedstaat vorläufige Maßnahmen anwendet. Es ist 
daher angebracht, daß sie der Kommission zu notifi- 
zieren sind, sobald sie beschlossen sind und daß 
diese Notifizierung als Antrag im Sinne des Arti- 
kels 22 Absatz (2) der Verordnung Nr. 359/67/EWG 
gilt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 22 Absatz (1) 
der Verordnung Nr, 359/67/EWG genannte Lage 
aufgrund von Einfuhren mit Herkunft aus dritten 
Ländern eintritt, werden insbesondere berücksich- 
tigt: 

— die verfügbaren Mengen an Erzeugnissen auf 
dem Markt der Gemeinschaft; 

— die Mengen an Erzeugnissen, für die Interven- 
tionsmaßnahmen getroffen werden, oder für die 
die Gefahr besteht, daß Interventionsmaßnahmen 
getroffen werden müssen; 
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— die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen oder ihre voraussichtliche Ent- 
wicklung; 

— Erzeugnismengen, für die Einfuhrlizenzen ausge- 
stellt oder beantragt worden sind. 

2. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 22 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 359/67/ EWG genannte Lage auf- 
grund von Ausfuhren nach dritten Ländern eintritt, 
werden insbesondere berücksichtigt: 

— die verfügbaren Mengen an Erzeugnissen auf 
dem Markt der Gemeinschaft; 

— die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen oder ihre voraussichtliche Ent- 
wicklung, insbesondere ihre Tendenz zu einer 
überhöhten Kurssteigerung; 

— Erzeugnismengen, für die Ausfuhrlizenzen aus- 
gestellt oder beantragt worden sind. 

Artikel 2 

Die Maßnahmen, die getroffen werden können, 
wenn die in Artikel 22 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 359/67/EWG genannte Lage eintritt, sind: 

a) völlige oder teilweise Einstellung der Voraus- 
festsetzung der Abschöpfungen oder Erstattun- 
gen, gegebenenfalls verbunden mit der Ableh- 
nung der Anträge; 

b) völlige oder teilweise Einstellung der Erteilung 
von Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen, gegebenen- 
falls verbunden mit der Ablehnung der Anträge. 

Diese Maßnahmen können nur für Erzeugnisse aus 
oder nach dritten Ländern getroffen werden; sie 
können auf bestimmte Herkünfte, Ursprünge, Be- 
stimmungen, Qualitäten und Aufmachungen be- 
schränkt werden, tm übrigen können sie auf den 
Handel eines Mitgliedstaates mit dritten Ländern 
beschränkt werden, soweit sie eine Zurückweisung 
der Anträge auf Lizenzerteilung und Vorausfest- 
setzung enthalten mit Rücksicht auf welche dieser 
Mitgliedstaat die in Artikel 3 vorgesehenen vor- 
läufigen Maßnahmen ergriffen hatte. Sie werden auf- 
gehoben, sobald die in Artikel 22 Absatz (1) der 


Verordnung Nr. 359 67 EWG genannte Lage nicht 
mehr gegeben ist. 

Artikel 3 

Ein Mitgliedstaat kann eine oder mehrere vor- 
läufige Maßnahmen treffen, wenn er infolge einer 
Beurteilung, die sich auf diejenigen der in Artikel 1 
genannten Gesichtspunkte gründet, die ihm bekannt 
sind, der Ansicht ist, daß die in Artikel 22 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 359/67/EWG genannte Lage auf 
seinem Hoheitsgebiet eintritt. 

Die Maßnahmen, die ein Mitgliedstaat auf diese 
Weise vorläufig treffen kann, sind: 

a) völlige oder teilweise Einstellung der Voraus- 
festsetzung der Abschöpfungen oder Erstattun- 
gen; 

b) völlige oder teilweise Einstellung der Ausstel- 
lung von Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen. 

Diese Maßnahmen können nur für Erzeugnisse 
aus oder nach dritten Ländern getroffen werden; 
sie können auf bestimmte Herkünfte, Ursprünge, 
Bestimmungen, Qualitäten und Aufmachungen be- 
schränkt werden. 

Diese Maßnahmen ziehen die Ablehnung der An- 
träge nur nach sich, wenn dies in Anwendung des 
Artikels 22 Absätze (2) oder (3) der Verordnung 
Nr. 359/67/EWG beschlossen wird. 

Die vorläufigen Maßnahmen gelten höchstens 24 
Stunden. Sie werden der Kommission fernschrift- 
lich notifiziert, sobald sie beschlossen sind. Diese 
Notifizierung gilt als Antrag im Sinne des Arti- 
kels 22 Absatz (2) der Verordnung Nr. 359/67/EWG. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
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Drucksache V/2744 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Bestimmung der Voraussetzungen für die Anwendung von 
Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Schweinefleisch 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 121/67/EWG des 
Rats vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Schweinefleisch 1 ), insbesondere 
auf Artikel 18 Absatz (1), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 121/67/EWG sieht in Arti- 
kel 18 Absatz (1) die Möglichkeit vor, geeignete 
Maßnahmen zu treffen, wenn der Markt der Gemein- 
schaft für eines oder mehrere der in ihrem Artikel 1 
genannten Erzeugnisse aufgrund von Einfuhren oder 
Ausfuhren ernstlichen Störungen ausgesetzt oder 
von ernstlichen Störungen bedroht ist, die die Ziele 
des Artikels 39 des Vertrages gefährden könnten. 
Diese Maßnahmen beziehen sich auf den Handel mit 
dritten Ländern; sie werden nicht mehr angewandt, 
sobald die tatsächliche oder die drohende Störung 
aufhört. 

Es ist Aufgabe des Rats, die Durchführungs- 
bestimmungen zu dem vorgenannten Artikel 18 
Absatz (1) sowie die Fälle und Grenzen zu be- 
stimmen, innerhalb deren die Mitgliedstaaten vor- 
läufige Maßnahmen treffen können. 

Es empfiehlt sich infolgedessen, die Hauptgesichts- 
punkte zu bestimmen, die es ermöglichen zu be- 
urteilen, ob der Markt der Gemeinschaft ernstlich 
gestört oder von einer ernstlichen Störung bedroht 
wird. 

Da die Anwendung der Schutzmaßnahmen vom 
Einfluß abhängt, der vom Handel mit dritten Län- 
dern auf dem Markt der Gemeinschaft ausgeht, ist 
es notwendig, die Lage auf diesem Markt unter 
Berücksichtigung der Gesichtspunkte zu beurteilen, 
die sich auf die Entwicklung dieses Handels be- 
ziehen, zusätzlich zu den Gesichtspunkten, die dem 
Markt selbst eignen. 

Es ist angezeigt, die Maßnahmen zu bestimmen, 
die in Anwendung des Artikels 18 der Verordnung 
Nr. 121/67/EWG getroffen werden können. Diese 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 

vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 


Maßnahmen müssen so beschaffen sein, daß den 
ernstlichen Marktstörungen entgegengetreten wird 
und daß die Drohung solcher Störungen beseitigt 
wird. Sie müssen den Umständen entsprechend ab- 
gestimmt werden, um zu vermeiden, daß sie andere 
als gewünschte Wirkungen haben. 

Wenn der Markt eines Mitgliedstaates infolge 
einer auf die vorstehenden Gesichtspunkte gegrün- 
deten Beurteilung die Voraussetzungen des Arti- 
kels 18 der Verordnung Nr. 121/67/EWG erfüllt, 
muß die Anwendung dieses Artikels durch diesen 
Staat begrenzt werden. Die Maßnahmen, die in die- 
sen Fällen getroffen werden können, müssen so be- 
schaffen sein, daß sie eine weitere Verschlechterung 
der Marktlage verhindern. Sie müssen jedoch vor- 
läufiger Art sein. Diese vorläufige Art der einzel- 
staatlichen Maßnahmen rechtfertigt ihre Anwendung 
nur während eines Zeitraumes, der der Frist gleich 
ist, innerhalb deren die Kommission zu entscheiden 
aufgerufen ist. 

Es ist Aufgabe der Kommission, über die im An- 
schluß an den Antrag eines Mitgliedstaates zu 
treffenden gemeinschaftlichen Schutzmaßnahmen 
binnen einer Frist von 24 Stunden nach Eingang 
dieses Antrags zu entscheiden. Damit die Kom- 
mission in der Lage ist, die Marktlage bestmöglich 
zu beurteilen, ist es notwendig, Bestimmungen vor- 
zusehen, die gewährleisten, daß die Kommission 
frühestmöglich von der Tatsache unterrichtet wird, 
daß ein Mitgliedstaat vorläufige Maßnahmen an- 
wendet. Es ist daher angebracht vorzusehen, daß sie 
der Kommission zu notifizieren sind, sobald sie be- 
schlossen sind und daß diese Notifizierung als An- 
trag im Sinne des Artikels 18 Absatz (2) der Ver- 
ordnung Nr. 121/67/EWG gilt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 18 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 121/67/EWG genannte Lage auf- 
grund von Einfuhren mit Herkunft aus dritten Län- 
dern eintritt, werden insbesondere berücksichtigt: 

— die verfügbaren Mengen an Erzeugnissen auf 
dem Markt der Gemeinschaft; 

— die Mengen an Erzeugnissen, für die Inter- 
ventionsmaßnahmen getroffen werden oder für 
die die Gefahr besteht, daß Interventions- 
maßnahmen getroffen werden müssen; 
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— die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen oder ihre voraussichtliche Ent- 
wicklung; 

— der Umfang der durchgeführten oder voraus- 
sichtlichen Einfuhren, insbesondere dann, wenn 
die Einfuhren den normalen Bedürfnissen des 
Marktes der Gemeinschaft nicht zu entsprechen 
scheinen, und ferner namentlich die Erzeugnis- 
mengen, für die Einfuhrlizenzen ausgestellt oder 
beantragt worden sind; 

die Angebotspreise frei Grenze der Gemeinschaft. 

2. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 18 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 121/67/EWG genannte Lage auf- 
grund von Ausfuhren nach dritten Ländern eintritt, 
werden insbesondere berücksichtigt: 

— die verfügbaren Mengen an Erzeugnissen auf 
dem Markt der Gemeinschaft; 

— die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen oder ihre voraussichtliche Ent- 
wicklung, insbesondere ihre Tendenz zu einer 
überhöhten Kurssteigerung; 

— - der Umfang der durchgeführten oder voraussicht- 
lichen Ausfuhren, insbesondere dann, wenn sie 
den normalen Ausfuhrmöglichkeiten der Ge- 
meinschaft nicht zu entsprechen scheinen. 

Artikel 2 

Die Maßnahmen, die getroffen werden können, 
wenn die in Artikel 18 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 121/67/EWG genannte Lage eintritt, sind: 

a) für die Erzeugnisse, deren Einfuhr in die Ge- 
meinschaft einer Einfuhrlizenz unterliegt: völ- 
lige oder teilweise Einstellung der Ausstellung 
von Einfuhrlizenzen, gegebenenfalls verbunden 
mit der Ablehnung der Anträge; 

b) für die anderen Erzeugnisse: völlige oder teil- 
weise Einstellung der Einfuhren; 

c) für alle Erzeugnisse: 

— völlige oder teilweise Einstellung der Aus- 
fuhren; 

— Erhebung von Ausfuhrabgaben. 

Diese Maßnahmen können nur für Erzeugnisse 
aus oder nach dritten Ländern getroffen werden; sie 
können auf bestimmte Herkünfte, Ursprünge, Be- 
stimmungen, Qualitäten und Aufmachungen be- 
schränkt werden. Im übrigen können sie auf den 
Handel eines Mitgliedstaates mit dritten Ländern 
beschränkt werden, soweit sie eine Zurückweisung 
der Anträge auf Lizenzerteilung oder die Erhebung 
von Ausfuhrabgaben enthalten, mit Rücksicht auf 
welche dieser Mitgliedstaat die in Artikel 3 Buch- 
stabe a) und d) vorgesehenen vorläufigen Maßnah- 
men ergriffen hatte. Sie werden aufgehoben, sobald 
die in Artikel 18 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 121 /67/EWG genannte Lage nicht mehr gegeben 
ist. 


Artikel 3 

Ein Mitgliedstaat kann eine oder mehrere vor- 
läufige Maßnahmen treffen, wenn er infolge einer 
Beurteilung, die sich auf diejenigen der in Artikel 1 
genannten Gesichtspunkte gründet, die ihm bekannt 
sind, der Ansicht ist, daß die in Artikel 18 Ab- 
satz (1) der Verordnung Nr. 121/67/EWG genannte 
Lage auf seinem Hoheitsgebiet eintritt. 

Die Maßnahmen, die ein Mitgliedstaat auf diese 
Weise vorläufig treffen kann, sind: 

a) für die Erzeugnisse, deren Einfuhr in die Ge- 
meinschaft einer Einfuhrlizenz unterliegt: völlige 
oder teilweise Einstellung der Ausstellung von 
Einfuhrlizenzen; 

b) für die anderen Erzeugnisse: völlige oder teil- 
weise Einstellung der Einfuhren; 

c) für alle Erzeugnisse: völlige oder teilweise Ein- 
stellung der Ausfuhren; 

d) für alle Erzeugnisse: Hinterlegung von Ausfuhr- 
abgaben. 

Diese Maßnahmen können nur für Erzeugnisse 
aus oder nach dritten Ländern getroffen werden; sie 
können auf bestimmte Herkünfte, Ursprünge, Be- 
stimmungen, Qualitäten und Aufmachungen be- 
schränkt werden. Die unter a) und d) genannten 
Maßnahmen ziehen die Ablehnung der Anträge 
oder die Erhebung der Abgaben nur nach sich, wenn 
dies in Anwendung des Artikels 18 Absätze (2) oder 
(3) der Verordnung Nr. 121/67/EWG so beschlossen 
wird. 

Die vorläufigen Maßnahmen gelten höchstens 
24 Stunden. Sie werden der Kommission fernschrift- 
lich notifiziert, sobald sie beschlossen sind. Diese 
Notifizierung gilt als Antrag im Sinne des Arti- 
kels 18 Absatz (2) der Verordnung Nr. 121/67/EWG. 


Artikel 4 

Die in Artikel 2 vorgesehenen Abgaben gelten 
als Abschöpfungen gegenüber dritten Ländern im 
Sinne des Artikels 11 Absatz (4) der Verordnung 
Nr. 130/66/EWG des Rates vom 26. Juli 1966 über 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 2 ). 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 163 
vom 21. September 1966, S. 2965/66 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
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Drucksache V/2744 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Bestimmung der Voraussetzungen für die Anwendung 
von Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Eier 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 122/67/EWG des 
Rats vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Eier 1 ), insbesondere auf Artikel 12 
Absatz (1), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 122/67/EWG sieht in Artikel 
12 Absatz (1) die Möglichkeit vor, geeignete Maß- 
nahmen zu treffen, wenn der Markt der Gemeinschaft 
für eines oder mehrere der in ihrem Artikel 1 ge- 
nannten Erzeugnisse aufgrund von Einfuhren oder 
Ausfuhren ernstlichen Störungen ausgesetzt oder 
von ernstlichen Störungen bedroht ist, die die Ziele 
des Artikels 39 des Vertrages gefährden könnten. 
Diese Maßnahmen beziehen sich auf den Handel mit 
dritten Ländern; sie werden nicht mehr angewandt, 
sobald die tatsächliche oder die drohende Störung 
aufhört. 

Es ist Aufgabe des Rats, die Durchführungsbe- 
stimmungen zu dem vorgenannten Artikel 12 Ab- 
satz (1) sowie die Fälle und Grenzen zu bestimmen, 
innerhalb deren die Mitgliedstaaten vorläufige Maß- 
nahmen treffen können. 

Es empfiehlt sich infolgedessen, die Hauptgesichts- 
punkte zu bestimmen, die es ermöglichen zu beur- 
teilen, ob der Markt der Gemeinschaft ernstlich ge- 
stört oder von einer ernstlichen Störung bedroht 
wird. 

Da die Anwendung der Schutzmaßnahmen vom 
Einfluß abhängt, der vom Handel mit dritten Län- 
dern auf dem Markt der Gemeinschaft ausgeht, ist 
es notwendig, die Lage auf diesem Markt unter Be- 
rücksichtigung der Gesichtspunkte zu beurteilen, die 
sich auf die Entwicklung dieses Handels beziehen, 
zusätzlich zu den Gesichtspunkten, die dem Markt 
selbst eignen. 

Es ist angezeigt, die Maßnahmen zu bestimmen, 
die in Anwendung des Artikels 12 der Verordnung 
Nr. 122/67/EWG getroffen werden können. Diese 
Maßnahmen müssen so beschaffen sein, daß den 
ernstlichen Marktstörungen entgegengetreten wird 


J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2293/67 


und daß die Drohung solcher Störungen beseitigt 
wird. Sie müssen den Umständen entsprechend ab- 
gestimmt werden können, um zu vermeiden, daß >sie 
andere als gewünschte Wirkungen haben. 

Wenn der Markt eines Mitgliedstaates infolge 
einer auf die vorstehenden Gesichtspunkte gegrün- 
deten Beurteilung die Voraussetzungen des Arti- 
kels 12 der Verordnung Nr. 122/67/EWG erfüllt, muß 
die Anwendung dieses Artikels durch diesen Staat 
begrenzt werden. Die Maßnahmen, die in diesen 
Fällen getroffen werden können, müssen so be- 
schaffen sein, daß sie eine weitere Verschlechterung 
der Marktlage verhindern. Sie müssen jedoch vor- 
läufiger Art sein. Diese vorläufige Art der einzel- 
staatlichen Maßnahmen rechtfertigt ihre Anwendung 
nur während eines Zeitraumes, der der Frist gleich 
ist, innerhalb der die Kommission zu entscheiden 
aufgerufen ist. 

Es ist Aufgabe der Kommission, über die im An- 
schluß an den Antrag eines Mitgliedstaates zu hef- 
tenden gemeinschaftlichen Schutzmaßnahmen binnen 
einer Frist von 24 Stunden nach Eingang dieses An- 
trags zu entscheiden. Damit die Kommission in der 
Lage ist, die Marktlage bestmöglich zu beurteilen, 
ist es notwendig, Bestimmungen vorzusehen, die ge- 
währleisten, daß die Kommission frühestmöglich von 
der Tatsache unterrichtet wird, daß ein Mitgliedstaat 
vorläufige Maßnahmen anwendet. Es ist daher an- 
gebracht vorzusehen, daß sie der Kommission zu 
notifizieren sind, sobald sie beschlossen sind und 
daß diese Notifizierung als Antrag im Sinne des 
Artikels 12 Absatz (2) der Verordnung Nr. 122/67/ 
EWG gilt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 12 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 122/67/EWG genannte Lage auf- 
grund von Einfuhren mit Herkunft aus dritten Län- 
dern eintritt, werden insbesondere berücksichtigt: 

— die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen oder ihre voraussichtliche Ent- 
wicklung, insbesondere ihre Tendenz zu einem 
übertriebenen Kursrückgang; 

— der Umfang der durchgeführten oder voraussicht- 
lichen Einfuhren, insbesondere dann, wenn die 
Einfuhren den normalen Bedürfnissen des Mark- 
tes der Gemeinschaft nicht zu entsprechen schei- 
nen; 

— die Angebotspreise frei Grenze der Gemeinschaft. 


9 



Drucksache V/2744 


Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


2. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 12 Absatz (1) I 
der Verordnung Nr. 122/67/EWG genannte Lage 
aufgrund von Ausfuhren nach dritten Ländern ein- 
tritt, werden insbesondere berücksichtigt: 

— die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen oder ihre voraussichtliche Ent- 
wicklung, insbesondere ihre Tendenz zu einer 
überhöhten Kurssteigerung; 

— der Umfang der durchgeführten oder voraussicht- 
lichen Ausfuhren, insbesondere dann, wenn sie 
den normalen Ausfuhrmöglichkeiten der Gemein- 
schaft nicht zu entsprechen scheinen. 

Artikel 2 

Die Maßnahmen, die getroffen werden können, 
wenn die in Artikel 12 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 122/67/EWG genannte Lage eintritt, sind: 

a) völlige oder teilweise Einstellung der Einfuhren 
oder Ausfuhren; 

b) Erhebung von Ausfuhrabgaben. 

Diese Maßnahmen können nur für Erzeugnisse aus 
oder nach dritten Ländern getroffen werden; sie 
können auf bestimmte Herkünfte, Ursprünge, Be- 
stimmungen und Qualitäten beschränkt werden. Im 
übrigen kann die unter b) genannte Maßnahme auf 
den Handel eines Mitgliedstaates mit dritten Län- 
dern beschränkt werden, soweit es sich um die Er- 
hebung von Abgaben handelt, die hinterlegt worden 
sind. 

Sie werden aufgehoben, sobald die in Artikel 12 
Absatz (1) der Verordnung Nr. 122/67/EWG ge- 
nannte Lage nicht mehr gegeben ist. 


Artikel 3 

Ein Mitgliedstaat kann eine oder mehrere vor- 
läufige Maßnahmen treffen, wenn er infolge einer 
Beurteilung, die sich auf diejenigen der in Artikel 
1 genannten Gesichtspunkte gründet, die im bekannt 


I sind, der Ansicht ist, daß die in Artikel 12 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 122/67/EWG genannte Lage auf 
seinem Hoheitsgebiet eintritt. 

Die Maßnahmen, die ein Mitgliedstaat auf diese 
Weise vorläufig treffen kann, sind: 

a) völlige oder teilweise Einstellung der Einfuhren 
oder Ausfuhren; 

b) Hinterlegung von Ausfuhrabgaben. 

Diese Maßnahmen können nur für Erzeugnisse 
aus oder nach dritten Ländern getroffen werden; sie 
können auf bestimmte Herkünfte, Ursprünge, Be- 
stimmungen und Qualitäten beschränkt werden. Die 
unter b) genannte Maßnahme zieht die Erhebung 
der Abgaben nur nach sich, wenn dies in Anwendung 
des Artikels 12 Absätze (2) oder (3) der Verordnung 
Nr. 122/67/EWG so beschlossen wird. 

Die vorläufigen Maßnahmen gelten höchstens 
24 Stunden. Sie werden der Kommission fernschrift- 
lich notifiziert, sobald sie beschlossen sind. Diese 
Notifizierung gilt als Antrag im Sinne des Artikels 
12 Absatz (2) der Verordnung Nr. 122/67/EWG. 


Artikel 4 

Die in Artikel 2 vorgesehenen Abgaben gelten als 
Abschöpfungen gegenüber dritten Ländern im Sinne 
des Artikels 11 Absatz (4) der Verordnung Nr. 130/ 
66/EWG des Rats vom 26. Juli 1966 über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik 2 ). 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 165 
vom 21. September 1966, S. 2965/66 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Bestimmung der Voraussetzungen für die Anwendung 
von Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Geflügelfleisch 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 123/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Geflügelfleisch 1 ), insbeson- 
dere auf Artikel 12 Absatz (1), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 123/67/EWG sieht in Arti- 
kel 12 Absatz (1) die Möglichkeit vor, geeignete 
Maßnahmen zu treffen, wenn der Markt der Ge- 
meinschaft für eines oder mehrere der in ihrem 
Artikel 1 genannten Erzeugnisse aufgrund von Ein- 
fuhren oder Ausfuhren ernstlichen Störungen ausge- 
setzt oder von ernstlichen Störungen bedroht ist, 
die die Ziele des Artikels 39 des Vertrages gefähr- 
den könnten. Diese Maßnahmen beziehen sich auf 
den Handel mit dritten Ländern; sie werden nicht 
mehr angewandt, sobald die tatsächliche oder die 
drohende Störung aufhört. 

Es ist Aufgabe des Rates, die Durchführungsbe- 
stimmungen zu dem vorgenannten Artikel 12 Ab- 
satz (1) sowie die Fälle und Grenzen zu bestimmen, 
innerhalb deren die Mitgliedstaaten vorläufige 
Maßnahmen treffen können. 

Es empfiehlt sich infolgedessen, die Hauptge- 
sichtspunkte zu bestimmen, die es ermöglichen zu 
beurteilen, ob der Markt der Gemeinschaft ernstlich 
gestört oder von einer ernstlichen Störung bedroht 
wird. 

Da die Anwendung der Schutzmaßnahmen vom 
Einfluß abhängt, der vom Handel mit dritten Län- 
dern auf dem Markt der Gemeinschaft ausgeht, ist 
es notwendig, die Lage auf diesem Markt unter 
Berücksichtigung der Gesichtspunkte zu beurteilen, 
die sich auf die Entwicklung dieses Handels bezie- 
hen, zusätzlich zu den Gesichtspunkten, die dem 
Markt selbst eignen. 

Es ist angezeigt, die Maßnahmen zu bestimmen, 
die in Anwendung des Artikels 12 der Verordnung 
Nr. 123/67/EWG getroffen werden können. Diese 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2301/67 


Maßnahmen müssen so beschaffen sein, daß den 
ernstlichen Marktstörungen entgegengetreten wird 
und das die Drohung solcher Störungen beseitigt 
wird. Sie müssen den Umständen entsprechend ab- 
gestimmt werden können, um zu vermeiden, daß 
sie andere als gewünschte Wirkungen haben. 

Wenn der Markt eines Mitgliedstaafes infolge 
einer auf die vorstehenden Gesichtspunkte gegrün- 
deten Beurteilung die Voraussetzungen des Arti- 
kels 12 der Verordnung Nr. 123/67/EWG erfüllt, 
muß die Anwendung dieses Artikels durch diesen 
Staat begrenzt werden. Die Maßnahmen, die in 
diesen Fällen getroffen werden können, müssen so 
beschaffen sein, daß sie eine weitere Verschlechte- 
rung der Marktlage verhindern. Sie müssen jedoch 
vorläufiger Art sein. Diese vorläufige Art der ein- 
zelstaatlichen Maßnahmen rechtfertigt ihre Anwen- 
dung nur während eines Zeitraumes, der der Frist 
gleich ist, innerhalb der die Kommission zu ent- 
scheiden aufgerufen ist. 

Es ist Aufgabe der Kommission, über die im An- 
schluß an den Antrag eines Mitgliedstaates zu tref- 
I fenden gemeinschaftlichen Schutzmaßnahmen bin- 
nen einer Frist von 24 Stunden nach Eingang dieses 
Antrags zu entscheiden. Damit die Kommission in 
der Lage ist, die Marktlage bestmöglich zu beurtei- 
len, ist es notwendig, Bestimmungen vorzusehen, 
die gewährleisten, daß die Kommission frühestmög- 
lich von der Tatsache unterrichtet wird, daß ein 
Mitgliedstaat vorläufige Maßnahmen anwendet. Es 
ist daher angebracht vorzusehen, daß sie der Kom- 
mission zu notifizieren sind, sobald sie beschlossen 
sind und daß dies Notifizierung als Antrag im Sinne 
des Artikels 12 Absatz (2) der Verordnung 
Nr. 123/67/EWG gilt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1 . Um zu beurteilen, ob die in Artikel 12 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 123/67/EWG genannte Lage 
aufgrund von Einfuhren mit Herkunft aus dritten 
Ländern eintritt, werden insbesondere berück- 
sichtigt: 

- die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen oder ihre voraussichtliche Ent- 
wicklung, insbesondere ihre Tendenz zu einem 
übertriebenen Kursrückgang; 

— der Umfang der durchgeführten oder voraus- 
sichtlichen Einfuhren, insbesondere dann, wenn 
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die Einfuhren den normalen Bedürfnissen des 
Marktes der Gemeinschaft nicht zu entsprechen 
scheinen; 

— - die Angebotspreise frei Grenze der Gemein- 
schaft. 

2. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 12 Ab- 
satz (1) der Verordnung Nr. 123/67/EWG genannte 
Lage aufgrund von Ausfuhren nach dritten Ländern 
eintritt, werden insbesondere berücksichtigt: 

— die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen oder ihre voraussichtliche Ent- 
wicklung, insbesondere ihre Tendenz zu einer 
überhöhten Kurssteigerung-, 

— der Umfang der durchgeführten oder voraus- 
sichtlichen Ausfuhren, insbesondere dann, wenn 
sie den normalen Ausfuhrmöglichkeiten der Ge- 
meinschaft nicht zu entsprechen scheinen. 


Artikel 2 

Die Maßnahmen, die getroffen werden können, 
wenn die in Artikel 12 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 123/67/EWG genannte Lage eintritt, sind: 

a) völlige oder teilweise Einstellung der Einfuhren 
oder Ausfuhren; 

b) Erhebung von Ausfuhrabgaben. 

Diese Maßnahmen können nur für Erzeugnisse 
aus oder nach dritten Ländern getroffen werden; sie 
können auf bestimmte Herkünfte, Ursprünge, Be- 
stimmungen, Qualitäten und Aufmachungen be- 
schränkt werden. Im übrigen kann die unter b) vor- 
gesehene Maßnahme auf den Handel eines Mit- 
gliedstaates mit dritten Ländern beschränkt werden, 
soweit es sich um die Erhebung von Abgaben han- 
delt, die hinterlegt worden sind. 

Sie werden aufgehoben, sobald die in Artikel 12 
Absatz (1) der Verordnung Nr. 123/67/EWG ge- 
nannte Lage nicht mehr gegeben ist. 


Artikel 3 

Ein Mitgliedstaat kann eine oder mehrere vor- 
läufige Maßnahmen treffen, wenn er infolge einer 


Beurteilung, die sich auf diejenigen der in Artikel 1 
genannten Gesichtspunkte gründet, die ihm be- 
kannt sind, der Ansicht ist, daß die in Artikel 12 
Absatz (1) der Verordnung Nr. 123/67/EWG ge- 
nannte Lage auf seinem Hoheitsgebiet eintritt. 

Die Maßnahmen, die ein Mitgliedstaat auf diese 
Weise vorläufig treffen kann, sind: 

a) völlige oder teilweise Einstellung der Einfuhren 
oder Ausfuhren; 

b) Hinterlegung von Ausfuhrabgaben. 

Diese Maßnahmen können nur für Erzeugnisse 
aus oder nach dritten Ländern getroffen werden; 
sie können auf bestimmte Herkünfte, Ursprünge, 
Bestimmungen, Qualitäten und Aufmachungen be- 
schränkt werden. Die unter b) genannte Maßnahme 
zieht die Erhebung der Abgaben nur nach sich, 
wenn dies so in Anwendung des Artikels 12 Ab- 
sätze (2) oder (3) der Verordnung Nr. 123/67/EWG 
beschlossen wird. 

Die vorläufigen Maßnahmen gelten höchstens 
24 Stunden. Sie werden der Kommission fernschrift- 
lich notifiziert, sobald sie beschlossen sind. Diese 
Notifizierung gilt als Antrag im Sinne des Arti- 
kels 12 Absatz (2) der Verordnung Nr. 123/67/EWG. 


Artikel 4 

Die in Artikel 2 vorgesehenen Abgaben gelten 
als Abschöpfungen gegenüber dritten Ländern im 
Sinne des Artikels 11 Absatz (4) der Verordnung 
Nr. 130/66/EWG des Rates vom 26. Juli 1966 über 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 2 ). 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 165 
vom 21. September 1966, S. 2965/66 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Bestimmung der Voraussetzungen für die Anwendung 
von Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Fette 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rats vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
insbesondere auf Artikel 20 Absatz (2), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 136/66/EWG sieht in Arti- 
kel 20 Absatz (1) die Möglichkeit vor, geeignete 
Maßnahmen zu treffen, wenn der Olivenölmarkt in 
der Gemeinschaft aufgrund von Einfuhren der in 
ihrem Artikel 1 Absatz (2) Buchstaben c), d) und e) 
genannten Erzeugnissen aus dritten Ländern oder 
aufgrund von Ausfuhren von Olivenöl nach dritten 
Ländern ernstlichen Störungen ausgesetzt oder von 
ernstlichen Störungen bedroht ist. Diese Maßnah- 
men werden nicht mehr angewandt, sobald die tat- 
sächliche oder die drohende Störung aufhört. 

Es ist Aufgabe des Rats, die Natur der Maß- 
nahmen zu bestimmen, die getroffen werden können 
sowie die Durchführungsbestimmungen zu dem vor- 
genannten Artikel 20. 

Es empfiehlt sich infolgedessen, die Hauptgesichts- 
punkte zu bestimmen, die es ermöglichen zu be- 
urteilen, ob der Markt der Gemeinschaft ernstlich 
gestört oder von einer ernstlichen Störung bedroht 
wird. 

Da die Anwendung der Schutzmaßnahmen vom 
Einfluß abhängt, der vom Handel mit dritten Län- 
dern auf dem Markt der Gemeinschaft ausgeht, ist 
es notwendig, die Lage auf diesem Markt unter 
Berücksichtigung der Gesichtspunkte zu beurteilen, 
die sich auf die Entwicklung dieses Handels be- 
ziehen, zusätzlich zu den Gesichtspunkten, die dem 
Markt selbst eignen. 

Es ist angezeigt, die Maßnahmen zu bestimmen, 
die in Anwendung des Artikels 20 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG getroffen werden können. Diese 
Maßnahmen müssen so beschaffen sein, daß den 
ernstlichen Marktstörungen entgegengetreten wird 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 


und daß die Drohung solcher Störungen beseitigt 
wird. Es empfiehlt sich, daß sich diese Maßnahmen 
auf den Handel mit dritten Ländern beziehen. Sie 
müssen den Umständen entsprechend abgestimmt 
werden können, um zu vermeiden, daß sie andere 
als gewünschte Wirkungen haben. 

Es ist notwendig, das für den Erlaß solcher Maß- 
nahmen einzuhaltende Verfahren zu bestimmen. 
Zu diesem Zweck empfiehlt es sich, das von den 
Verordnungen über die gemeinsame Marktorgani- 
sation auf anderen Sektoren als dem der Fette be- 
stimmte Verfahren heranzuziehen. 

Wenn der Markt eines Mitgliedstaates infolge 
einer auf die vorstehenden Gesichtspunkte gegrün- 
deten Beurteilung die Voraussetzungen des Arti- 
kels 20 der Verordnung Nr. 136/66/EWG erfüllt, 
muß die Anwendung dieses Artikels durch diesen 
Staat begrenzt werden. Die Maßnahmen, die in die- 
sen Fällen getroffen werden können, müssen so 
beschaffen sein, daß sie eine weitere Verschlechte- 
rung der Marktlage verhindern. Sie müssen jedoch 
vorläufiger Art sein. Diese vorläufige Art der 
einzelstaatlichen Maßnahmen rechtfertigt ihre An- 
wendung nur während eines Zeitraumes, der der 
Frist gleich ist, innerhalb deren die Kommission zu 
entscheiden aufgerufen ist. 

Damit die Kommission in der Lage ist, die Markt- 
lage bestmöglich zu beurteilen, ist es notwendig, 
Bestimmungen vorzusehen, die gewährleisten, daß 
die Kommission frühestmöglich von der Tatsache 
unterrichtet wird, daß ein Mitgliedstaat vorläufige 
Maßnahmen anwendet. Es ist daher angebracht vor- 
zusehen, daß sie der Kommission zu notifizieren 
sind, sobald sie beschlossen sind und daß diese 
Notifizierung als Antrag auf Anwendung von Maß- 
nahmen auf Gemeinschaftsebene durch die Kommis- 
sion gilt • — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 20 Ab- 
satz (1) der Verordnung Nr. 136/66/EWG genannte 
Lage aufgrund von Einfuhren mit Herkunft aus 
dritten Ländern eintritt, werden insbesondere be- 
rücksichtigt: 

— die verfügbaren Mengen an Erzeugnissen auf 
dem Markt der Gemeinschaft; 
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— die Mengen an Erzeugnissen, für die Interven- 
tionsmaßnahmen getroffen werden oder für die 
die Gefahr besteht, daß Interventionsmaßnahmen 
getroffen werden müssen; 

— die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen oder ihre voraussichtliche Ent- 
wicklung; 

— die Erzeugnismengen, für die Einfuhrlizenzen 
ausgestellt oder beantragt worden sind. 

2. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 20 Absatz (2) 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG genannte Lage 
aufgrund von Ausfuhren von Olivenöl nach dritten 
Ländern eintritt, werden außer den in Artikel 20 
Absatz (1) Unterabsatz 3 der genannten Verordnung 
vorgesehenen Kriterien insbesondere berücksichtigt: 

— die verfügbaren Mengen an Erzeugnissen auf 
dem Markt der Gemeinschaft; 

— die Erzeugnismengen, für die Ausfuhrlizenzen 
ausgestellt oder beantragt worden sind. 


Artikel 2 

Die Maßnahmen, die getroffen werden können, 
wenn die in Artikel 20 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG genannte Lage eintritt, sind: 

a) für die in Artikel 1 Absatz (2) Buchstabe c) der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG genannten Erzeug- 
nisse: völlige oder teilweise Einstellung der Aus- 
stellung von Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen, 
gegebenenfalls verbunden mit der Ablehnung 
der Anträge; 

b) für die in Artikel 1 Absatz (2) Buchstaben d) und 
e) der Verordnung Nr. 136/66/EWG genannten 
Erzeugnisse: völlige oder teilweise Einstellung 
der Erteilung von Einfuhrlizenzen, gegebenen- 
falls verbunden mit der Ablehnung der Anträge. 

Diese Maßnahmen können nur für Erzeugnisse 
aus oder nach dritten Ländern getroffen werden; 
sie können auf bestimmte Herkünfte, Ursprünge, 
Bestimmungen, Qualitäten und Aufmachungen be- 
schränkt werden. Im übrigen können sie auf den 
Handel eines Mitgliedstaates mit dritten Ländern 
beschränkt werden, soweit sie eine Zurückweisung 
der Anträge auf Lizenzerteilung erhalten, mit Rück- 
sicht auf welche dieser Mitgliedstaat die in Artikel 4 
vorgesehenen vorläufigen Maßnahmen ergriffen 
hatte. 

Sie werden aufgehoben, sobald die in Artikel 20 
Absatz (1) der Verordnung Nr. 136/66/EWG ge- 
nannte Lage nicht mehr gegeben ist. 


Artikel 3 

1. Tritt die in Artikel 20 Absatz (1) der Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG erwähnte Lage ein, so be- 


schließt die Kommission auf Antrag eines Mitglied- 
staats oder von sich aus die erforderlichen Maß- 
nahmen; diese werden den Mitgliedstaaten mit- 
geteilt und sind unverzüglich anzuwenden. Ist die 
Kommission mit einem Antrag eines Mitgliedstaats 
befaßt worden, so entscheidet sie hierüber inner- 
halb 24 Stunden nach Eingang des Antrags. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahme der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens drei 
Arbeitstagen nach dem Tag ihrer Mitteilung dem 
Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. 
Er kann die betreffende Maßnahme der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz (2) des Vertrages ändern oder aufheben. 


Artikel 4 

Ein Mitgliedstaat kann eine oder mehrere vor- 
läufige Maßnahmen treffen, wenn er infolge einer 
Beurteilung, die sich auf diejenigen der in Artikel 1 
genannten Gesichtspunkte gründet, die ihm bekannt 
sind, der Ansicht ist, daß die in Artikel 20 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG genannte Lage auf 
seinem Hoheitsgebiet eintritt. 

Die Maßnahmen, die ein Mitgliedstaat auf diese 
Weise vorläufig treffen kann, sind: 

a) für die in Artikel 1 Absatz (2) Buchstabe c) der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG genannten Erzeug- 
nisse: völlige oder teilweise Einstellung der Aus- 
stellung von Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen; 

b) für die in Artikel 1 Absatz (2) Buchstaben d) 
und e) der Verordnung Nr. 136/66/EWG genann- 
ten Erzeugnisse: völlige oder teilweise Einstel- 
lung der Ausstellung von Einfuhrlizenzen. 

Diese Maßnahmen können nur für Erzeugnisse 
aus oder nach dritten Ländern getroffen werden; sie 
können auf bestimmte Herkünfte, Ursprünge, Be- 
stimmungen, Qualitäten und Aufmachungen be- 
schränkt werden. Diese Maßnahmen ziehen die Ab- 
lehnung der Anträge nur nach sich, wenn dies in 
Anwendung des Artikels 3 dieser Verordnung be- 
schlossen wird. 

Die vorläufigen Maßnahmen gelten höchstens 
24 Stunden. Sie werden der Kommission fernschrift- 
lich notifiziert, sobald sie beschlossen sind. Diese 
Notifizierung gilt als Antrag im Sinne des Artikels 3 
Absatz (1) dieser Verordnung. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtblatt der Europä- 
ischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, den 
Im Namen des Rats 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Bestimmung der Voraussetzungen für die Anwendung 
von Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Obst und Gemüse 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . ./68 des 
Rats vom über die Koordinierung und Vereinheit- 
lichung der von jedem Mitgliedstaat gegenüber 
dritten Ländern angewandten Einfuhrregelungen für 
Obst und Gemüse, insbesondere auf Artikel 3 Ab- 
satz (1), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. . . ./68 sieht in Arti- 
kel 3 Absatz (1) die Möglichkeit vor, geeignete 
Maßnahmen zu treffen, wenn der Markt der Ge- 
meinschaft für eines oder mehrere der in ihrem 
Artikel 1 genannten Erzeugnisse aufgrund von Ein- 
fuhren oder Ausfuhren ernstlichen Störungen aus- 
gesetzt oder von ernstlichen Störungen bedroht ist, 
die die Ziele des Artikels 39 des Vertrages ge- 
fährden könnten. Diese Maßnahmen beziehen sich 
auf den Handel mit dritten Ländern,- sie werden 
nicht mehr angewandt, sobald die tatsächliche oder 
die drohende Störung aufhört. 

Es ist Aufgabe des Rats, die Durchführungsbestim- 
mungen zu dem vorgenannten Artikel 3 Absatz (1) 
sowie die Fälle und Grenzen zu bestimmen, inner- 
halb deren die Mitgliedstaaten vorläufige Maß- 
nahmen treffen können. 

Es empfiehlt sich infolgedessen, die Hauptgesichts- 
punkte zu bestimmen, die es ermöglichen zu be- 
urteilen, ob der Markt der Gemeinschaft ernstlich 
gestört oder von einer ernstlichen Störung bedroht 
wird. 

Da die Anwendung der Schutzmaßnahmen vom 
Einfluß abhängt, der vom Handel mit dritten Län- 
dern auf dem Markt der Gemeinschaft ausgeht, ist 
es notwendig, die Lage auf diesem Markt unter 
Berücksichtigung der Gesichtspunkte zu beurteilen, 
die sich auf die Entwicklung dieses Handels be- 
ziehen, zusätzlich zu den Gesichtspunkten, die dem 
Markt selbst eignen. 

Es ist angezeigt, die Maßnahmen zu bestimmen, 
die in Anwendung des Artikels 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. . . ./68 getroffen werden können. Diese 


Maßnahmen müssen so beschaffen sein, daß den 
ernstlichen Marktstörungen entgegengetreten wird 
und daß die Drohung solcher Störungen beseitigt 
wird. Sie müssen den Umständen entsprechend ab- 
gestimmt werden können, um zu vermeiden, daß sie 
andere als gewünschte Wirkungen haben. 

Wenn der Markt eines Mitgliedstaates infolge 
einer auf die vorstehenden Gesichtspunkte gegrün- 
deten Beurteilung die Voraussetzungen des Arti- 
kels 3 der Verordnung (EWG) Nr. . . ./68 erfüllt, muß 
die Anwendung dieses Artikels durch diesen Staat 
begrenzt werden. Im übrigen darf diese Anwendung, 
falls die vorläufigen Maßnahmen die Einfuhren be- 
treffen, nur erfolgen können, wenn Interventionen, 
die sich auf außergewöhnlich umfangreiche Erzeug- 
nismengen erstrecken, im Rahmen der Verordnung 
Nr. 159/66/EWG 1 ) gurchgeführt werden. Die vor- 
läufigen Maßnahmen, die in diesen Fällen getroffen 
werden können, müssen so beschaffen sein, daß sie 
eine weitere Verschlechterung der Marktlage ver- 
hindern. Sie müssen jedoch vorläufiger Art sein. 
Diese vorläufige Art der einzelstaatlichen Maß- 
nahmen rechtfertigt ihre Anwendung nur während 
eines Zeitraumes, der der Frist gleich ist, innerhalb 
der die Kommission zu entscheiden aufgerufen ist. 

Es ist Aufgabe der Kommission, über die im An- 
schluß an den Antrag eines Mitgliedstaates zu tref- 
fenden gemeinschaftlichen Schutzmaßnahmen binnen 
einer Frist von 24 Stunden nach Eingang dieses An- 
trags zu entscheiden. Damit die Kommission in der 
Lage ist, die Marktlage bestmöglich zu beurteilen, 
ist es notwendig, Bestimmungen vorzusehen, die 
gewährleisten, daß die Kommission frühestmöglich 
von der Tatsache unterrichtet wird, daß ein Mit- 
gliedstaat vorläufige Maßnahmen anwendet. Es ist 
daher angebracht, daß sie der Kommission zu notifi- 
zieren sind, sobald sie beschlossen sind und daß 
diese Notifizierung als Antrag im Sinne des Arti- 
kels 3 Absatz (2) der Verordnung (EWG) Nr. . . ./68 
gilt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 3 Absatz (1) 
der Verordnung (EWG) Nr. . . ./68 genannte Lage 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3286/66 
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aufgrund von Einfuhren mit Herkunft aus dritten 
Ländern eintritt, werden insbesondere berücksichtigt: 

— für die Erzeugnisse, die Gegenstand eines Grund- 
preises und eines Ankaufpreises sind: die auf 
dem Markt der Gemeinschaft festgestellten No- 
tierungen im Verhältnis zu dem vom Rat fest- 
gesetzten Ankaufspreis, insbesondere ihre Ten- 
denz zu einem übertriebenen Kursrückgang; 

- — für die anderen Erzeugnisse: die auf dem Markt 
der Gemeinschaft festgestellten Notierungen im 
Verhältnis zu den Notierungen der letzten Jahre, 
insbesondere ihre Tendenz zu einem übertriebe- 
nen Kursrückgang; 

— für alle Erzeugnisse: der Umfang der durch- 
geführten oder voraussichtlichen Einfuhren; 

— für alle Erzeugnisse: die Einfuhrpreise in die 
Gemeinschaft. 

2. Um zu beurteilen, ob die in Artikel 3 Absatz (1) 

der Verordnung (EWG) Nr /68 genannte Lage 

aufgrund von Ausfuhren nach dritten Ländern ein- 
tritt, werden insbesondere berücksichtigt: 

— für die Erzeugnisse, die Gegenstand eines Grund- 
preises sind: die auf dem Markt der Gemein- 
schaft festgestellten Notierungen im Verhältnis 
zu dem vom Rat festgesetzten Grundpreis, ins- 
besondere ihre Tendenz zu einer überhöhten 
Kurssteigerung; 

— für die anderen Erzeugnisse: die auf dem Markt 
der Gemeinschaft festgestellten Notierungen im 
Verhältnis zu den Notierungen der letzten Jahre, 
insbesondere ihre Tendenz zu einer überhöhten 
Kurssteigerung; 

— für alle Erzeugnisse: der Umfang der durch- 
geführten oder voraussichtlichen Ausfuhren. 

Artikel 2 

1. Die Maßnahmen, die getroffen werden können, 
wenn die in Artikel 3 Absatz (1) der Verordnung 
(EWG) Nr. . . ./68 genannte Lage eintritt, sind: 

a) Einstellung der Einfuhren für eine oder mehrere 
Sorten, eine oder mehrere Güteklassen, eine oder 
mehrere Größensortierungen, entweder als ge- 
trennte oder als verbundene Maßnahmen; 

b) völlige Einstellung der Einfuhren. 

2. Die Maßnahmen, die getroffen werden können, 
wenn die in Artikel 3 Absatz (1) der Verordnung 
(EWG) Nr. . . ./68 genannte Lage eintritt, sind: 

a) Einstellung der Ausfuhren für eine oder mehrere 
Sorten, eine oder mehrere Güteklassen, eine oder 
mehrere Größensortierungen, entweder als ge- 
trennte oder als verbundene Maßnahmen; 

b) völlige Einstellung der Ausfuhren; 

c) Erhebung von Ausfuhrabgaben. 

3. Die in diesem Artikel vorgesehenen Maßnahmen 
können nur für Erzeugnisse aus oder nach dritten 
Ländern getroffen werden; sie können auf bestimm- 
te Herkünfte, Ursprünge, Bestimmungen beschränkt 


werden. Im übrigen können diese Maßnahmen auf 
den Handel eines Mitgliedstaates mit dritten Län- 
dern beschränkt werden, soweit os sich um die Er- 
hebung von Abgaben handelt, die hinterlegt worden 
sind. 

Sie werden aufgehoben, sobald die in Artikel 3 
Absatz (1) der Verordnung (EWG) Nr. . . . 68 ge- 
nannte Lage nicht mehr gegeben ist. 

Artikel 3 

1. Ein Mitgliedstaat kann vorläufig eine oder 
mehrere in Artikel 2 Absatz (1) vorgesehene Maß- 
nahmen treffen, wenn er infolge einer Beurteilung, 
die sich auf diejenigen der in Artikel 1 Absatz (1) 
genannten Gesichtspunkte gründet, die ihm bekannt 
sind, der Ansicht ist, daß die in Artikel 3 Absatz (1) 
der Verordnung (EWG) Nr. . . ./68 genannte Lage 
auf seinem Hoheitsgebiet aufgrund von Einfuhren 
mit Herkunft aus dritten Ländern eintritt und wenn 
im übrigen: 

— für die Erzeugnisse, die Gegenstand eines Grund- 
preises und eines Ankaufpreises sind, unter der 
in den Artikeln 6 und 7 der Verordnung Nr. 159/ 
66/EWG festgesetzten Voraussetzungen Rück- 
nahme- oder Ankaufsmaßnahmen erfolgen, die 
sich auf außergewöhnlich umfangreiche Mengen 
erstrecken; 

für die anderen Erzeugnisse, die Erzeugerorgani- 
sationen Rücknahmemaßnahmen ergreifen, die 
sich auf außergewöhnlich umfangreiche Mengen 
erstrecken. 

2. Ein Mitgliedstaat kann eine oder mehrere vor- 
läufige Maßnahmen treffen, wenn er infolge einer 
Beurteilung, die sich auf diejenigen der in Artikel 1 
Absatz (2) genannten Gesichtspunkte gründet, die 
ihm bekannt sind, der Ansicht ist, daß die in Arti- 
kel 3 Absatz (1) der Verordnung (EWG) Nr. . . . 68 
genannte Lage auf seinem Hoheitsgebiet aufgrund 
von Ausfuhren nach dritten Ländern eintritt. 

Die Maßnahmen, die ein Mitgliedstaat auf diese 
Weise vorläufig treffen kann, sind: 

a) Einstellung der Ausfuhren für eine oder mehrere 
Sorten, eine oder mehrere Güteklassen, eine oder 
mehrere Größensortierungen, entweder als ge- 
trennte oder als verbundene Maßnahmen; 

b) völlige Einstellung der Ausfuhren; 

c) Hinterlegung von Ausfuhrabgaben. 

Die unter c) genannte Maßnahme zieht die Erhe- 
bung der Abgaben nur nach sich, wenn dies in 
Anwendung des Artikels 3 Absätze (2) und (3) der 
Verordnung (EWG) Nr. . . ./68 so beschlossen wird. 

3. Die vorläufigen Maßnahmen können nur für 
Erzeugnisse aus oder nach dritten Ländern getroffen 
werden; sie können auf bestimmte Herkünfte, Ur- 
sprünge und Bestimmungen beschränkt werden. 

4. Die vorläufigen Maßnahmen gelten höchstens 
24 Stunden. Sie werden der Kommission fernschrift- 
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lieh notifiziert, sobald sie beschlossen sind. Die 
Notifizierung gilt als Antrag im Sinne des Arti- 
kels 3 Absatz (2) der Verordnung (EWG) Nr. . . 768. 


Artikel 4 

Die in Artikel 2 Absatz (2) vorgesehenen Abgaben 
gelten als Abschöpfungen gegenüber dritten Län- 
dern im Sinne des Artikels 11 Absatz (4) der Ver- 
ordnung Nr. 130/ 66/EWG des Rats vom 26. Juli 
1966 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik 1 ). 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 165 

vom 21. September 1966, S. 2965/66 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
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Schutzklausel 

Begründung 


Die Verordnungen über die gemeinsame Organisa- 
tion der Landwirtschaftsmärkte enthalten alle eine 
Klausel, die die Möglichkeit vorsieht, geeignete 
Maßnahmen zu treffen, wenn der Markt der Gemein- 
schaft für eines oder mehrere Erzeugnisse aufgrund 
des Handels mit dritten Ländern ernstlichen Stö- 
rungen ausgesetzt oder von ernstlichen Störungen 
bedroht ist. 

Die Abfassung dieser Klausel ist in den verschie- 
denen vorstehend genannten Verordnungen gleich, 
mit Ausnahme derjenigen in der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG über die Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Fette. Die letztere 
Klausel sieht kein Ad-hoc-Verfahren einer Entschei- 
dung vor. 

Alle vorgenannten Verordnungen weisen dem Rat 
die Befugnis zu, Durchführungsbestimmungen für 
die Schutzklausel zu erlassen. Sie weisen ihm mit 
Ausnahme der Verordnung Nr. 136/66/EWG auch 
die Befugnis zu, die Fälle oder Grenzen zu bestim- 
men, innerhalb deren die Mitgliedstaaten vorläufige 
Maßnahmen treffen können. Die Verordnung 
Nr. 136/66/EWG sieht vor, daß die Art der Maß- 
nahmen vom Rat bestimmt wird. Aus Gründen der 
Harmonisierung werden die Fälle und Grenzen, 
innerhalb deren die Mitgliedstaaten vorläufige 
Maßnahmen treffen können, in dem Verordnungs- 
vorschlag für den Sektor Fette bestimmt; ebenso ist 
das vorgesehene Verfahren auf demjenigen in den 
Verordnungen über eine gemeinsame Marktorgani- 
sation auf den anderen Sektoren enthaltene Ver- 
fahren aufgebaut. 

Der allgemeine Aufbau einer jeden Durchführungs- 
verordnung ist gleich — ausgenommen, was vor- 
stehend für die Verordnung auf dem Sektor Fette 
gesagt wurde — , aber die in Betracht zu ziehenden 
Hauptgesichtspunkte und die Maßnahmen und die 
gegebenenfalls zu treffenden Maßnahmen sind von 
Sektor zu Sektor unterschiedlich. 

Einfuhrabgaben sind nicht herangezogen worden, 
da die Verordnungen über eine gemeinsame Markt- 


organisation grundsätzlich die Möglichkeit vor- 
sehen, schnelle Entscheidungen auf diesem Gebiet 
zu treffen. Bei den vorgesehenen Maßnahmen han- 
delt es sich im wesentlichen um Einfuhrbeschrän- 
kungen. Mit ihnen geht auf den Sektoren Getreide 
und Reis die Einstellung der Vorausfestsetzungs- 
Möglichkeit der Abschöpfungen einher. 

Die getroffenen Maßnahmen dürfen nicht den inner- 
gemeinschaftlichen Handel beeinträchtigen; sie kön- 
nen sich daher nur auf die in die Gemeinschaft aus 
dritten Ländern verbrachten Erzeugnisse erstrecken. 
Die Vorschriften dieser Verordnungen, auf die sich 
die vorläufigen Maßnahmen beziehen, die ein Mit- 
gliedstaat treffen kann, beruhen auf folgenden 
Überlegungen: 

a) die herangezogenen Kriterien sind denen gleich, 
die zur Beurteilung des Marktes der Gemein- 
schaft in Betracht zu ziehen sind; aus nahe- 
liegenden Gründen werden jedoch nur die Ge- 
sichtspunkte herangezogen, die dem Mitglied- 
staat bekannt sind; 

b) die Maßnahmen, die ein Mitgliedstaat treffen 
kann, müssen vorläufiger Art sein; sie werden 
erst durch eine diesbezügliche Entscheidung der 
Kommission endgültig; 

c) diese vorläufigen Maßnahmen müssen der Kom- 
mission notifiziert werden; diese Notifizierung 
gilt als Antrag an die Kommission zu beschlie- 
ßen, ob Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene ge- 
troffen werden müssen. 

Schließlich unterstreicht die Kommission, im Ein- 
klang mit dem, was die dem Rat bereits in dem 
Dokument Nr. R 23/67 mitgeteilt hat (Haupt- 
probleme, die sich aus den Verordnungen über 
Marktorganisationen in der Endphase des gemein- 
samen Marktes ergeben), daß es sich von selbst 
versteht, daß die Anwendung dieser Verordnungen 
unter Einhaltung der bestehenden internationalen 
Verpflichtungen erfolgt. 


18 



